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§ 117
\ ■

Keine Verhaftung des Rechtsanwalts
Der Rechtsanwalt darf zur Durchführung des berufsge­

richtlichen Verfahrens weder vorläufig festgenommen noch 
verhaftet oder vorgeführt werden. Er kann nicht zur Vorbe­
reitung eines Gutachtens über seinen psychischen Zustand 
in ein Krankenhaus gebracht werden.

§ 118 
Akteneinsicht

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer und der Rechts­
anwalt, der einer Verletzung seiner Pflichten beschuldigt 
wird, sind befugt, die Akten, die bei dem Gericht vorliegen 
oder diesem im Falle der Einreichung einer Anschuldigungs­
schrift vorzulegen wären, bei Gericht einzusehen sowie amt­
lich verwahrte Beweisstücke dort zu besichtigen.

§ 119
Verhältnis des berufsgerichtlichen Verfahrens 

zum Straf- oder Bußgeldverfahren
(1) Ist gegen den Rechtsanwalt, der einer Verletzung seiner 

Pflichten beschuldigt wird, wegen desselben Verhaltens ein 
Strafverfahren anhängig, so kann gegen ihn ein berufsge­
richtliches Verfahren zwar eingeleitet werden, es muß aber 
bis zur Beendigung des Strafverfahrens ausgesetzt werden. 
Ebenso muß ein bereits eingeleitetes berufsgerichtliches Ver­
fahren ausgesetzt werden, wenn während seines Laufes ein 
Strafverfahren anhängig wird. Das berufsgerichtliche Ver­
fahren ist fortzusetzen, wenn die Sachaufklärung so gesichert 
erscheint, daß sich widersprechende Entscheidungen nicht zu 
erwarten sind, oder wenn im Strafverfahren aus Gründen 
nicht verhandelt werden kann,, die in der Person des Rechts­
anwalts liegen.

(2) Wird der Rechtsanwalt im Strafverfahren freigespro­
chen oder im Ordnungsstrafverfahren entschieden, daß eine 
Ordnungswidrigkeit nicht vorliegt, so kann wegen der Tat­
sachen, die Gegenstand der Entscheidung- waren, ein berufs­
gerichtliches Verfahren nur dann eingeleitet oder fortgesetzt 
werden, wenn diese Tatsachen, • ohne den Tatbestand einer 
Strafvorschrift oder einer Ordnungsstrafvorschrift zu erfül­
len, eine Verletzung der Pflichten des Rechtsanwalts enthal­
ten.

(3) Für die Entscheidung im berufsgerichtlichen Verfahren 
sind die tatsächlichen Feststellungen des Urteils im Strafver­
fahren oder Ordnungsstrafverfahren bindend, auf denen die 
Entscheidung des Gerichts beruht. In dem berufsgerichtlichen 
Verfahren kann ein Gericht jedoch die nochmalige Prüfung 
solcher Feststellungen beschließen; dies ist in den Gründen 
der berufsgerichtlichen Entscheidung zum Ausdruck zu brin­
gen.

(4) Wird/ ein berufsgerichtliches Verfahren nach Absatz 1 
Satz 3 fortgesetzt, ist die Wiederaufnahme des rechtskräftig 
abgeschlossenen berufsgerichtlichen Verfahrens auch zulässig, 
wenn die tatsächlichen Feststellungen, auf denen die Verur­
teilung oder der Freispruch im berufsgerichtlichen Verfahren 
beruht, den Feststellungen im Strafverfahren widersprechen. 
Den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens kann die 
Staatsanwaltschaft oder der Rechtsanwalt binnen eines Mo­
nats nach Rechtskraft des Urteils im Strafverfahren stellen.

§ 120

Aussetzung des berufsgerichtlichen Verfahrens
Das berufsgerichtlicjie Verfahren kann ausgesetzt werden, 

wenn in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über 
- eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Ent­
scheidung im berufsgerichtlichen Verfahren von wesentlicher 
Bedeutung'ist.

§ 121

Verhältnis des berufsgerichtlichen Verfahrens 
zu dem Verfahren anderer Berufsgerichtsbarkeiten

(1) Über eine Pflichtverletzung eines Rechtsanwalts, der zu­
gleich der Disziplinär- oder Berufsgerichtsbarkeit eines an­
deren Berufs untersteht, tvird im berufsgerichtlichen Verfah­
ren für Rechtsanwälte entschieden, es sei denn, daß die 
Pflichtverletzung überwiegend mit der Ausübung des anderen 
Berufs in Zusammenhang steht. Dies gilt nicht für die Aus­
schließung oder für die Entfernung aus dem anderen Beruf.

(2) Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft, gegen einen solchen 
Rechtsanwalt das berufsgerichtliche Verfahren einzuleiten, so 
teilt sie dies der Staatsanwaltschaft oder Behörde mit, die für 
die Einleitung eines Verfahrens gegen ihn als Angehörigen 
des anderen Berufs zuständig wäre. Hat die für den anderen 
Beruf zuständige Staatsanwaltschaft oder Einleitungsbehörde 
die Absicht, gegen den Rechtsanwalt ein Verfahren einzulei­
ten, so unterrichtet sie die Staatsanwaltschaft, die für die Ein­
leitung des berufsgerichtlichen Verfahrens gegen den Rechts­
anwalt zuständig wäre.

(3) Hat das Gericht einer Disziplinär- oder Berufs'gerichts-
barkeit sich zuvor rechtskräftig für zuständig oder unzustän­
dig erklärt, über die Pflichtverletzung eines Rechtsanwalts, 
der zugleich der Disziplinär- oder Berufsgerichtsbarkeit eines 
anderen Berufs untersteht, zu entscheiden, so sind die anderen 
Gerichte an diese Entscheidung gebunden. t

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Rechtsanwälte im öffentli­
chen Dienst, die ihren Beruf als Rechtsanwalt nicht ausüben 
dürfen, nicht anzuwenden.

(5) Die Ahndung von Berufspflichtverletzungen von Rechts­
anwälten, die gleichzeitig als Notar berufen sind, die diese 
im Rahmen ihrer notariellen Tätigkeit begangen haben, er­
folgt nach den entsprechenden Bestimmungen für die Tätig­
keit eines Notars.
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Zweiter Abschnitt 

Das Verfahren im ersten Rechtszug

1. Allgemeine Vorschriften

§ 122 

Zuständigkeit

(1) Für das berufsgerichtliche Verfahren ist im ersten 
Rechtszug das Berufsgericht für Rechtsanwälte zuständig.

(2) Die örtliche Zuständigkeit des Berufsgerichts für Rechts­
anwälte bestimmt sich nach dem Sitz der Rechtsanwaltskam­
mer, welcher der Rechtsanwalt zur Zeit der Einleitung des 
Verfahrens angehört.

§ 123
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft

Die Staatsanwaltschaft bei dem Bezirksgericht, in dessen 
Bezirk das Berufsgericht seinen Sitz hat, nimmt in den Ver­
fahren vor dem Berufsgericht die Aufgaben der Staatsanwalt­
schaft wahr.

§ 124
Gegenseitige Unterrichtung 

von Staatsanwaltschaft und Rechtsanwaltskammer

Die Staatsanwaltschaft und der Vorstand der Rechtsan­
waltskammer unterrichten sich gegenseitig, sobald sie von 
einem Verhalten eines Rechtsanwalts Kenntnis erlangen, das 
den Verdacht einer schuldhaften Verletzung seiner Pflichten, 
die mit einer berufsgerichtlichen Maßnahme geahndet wer­
den können, begründet.
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